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Sehr geehrte Mandanten,

immer wieder hört man kritische Stimmen, die fragen, ob die vorweg-

genommene Erbfolge von Immobilien unter Vorbehaltsnießbrauch

überhaupt angegangen werden soll. Wir meinen: ja!

Betrachten wir mal die Folgen: Zunächst einmal kann der Kapital-

wert des Nießbrauches abgezogen werden. Im Ergebnis wird damit die

Schenkungsteuer gemindert oder im besten Fall sogar komplett ver-

hindert. Dass es beim Ableben des Schenkers innerhalb einer bestimm-

ten Frist nach der Schenkung zu einer gewissen Nachversteuerung

kommen kann, ändert an dem grundsätzlichen Vorteil nichts, er wird

lediglich etwas geschmälert.

Zudem ist zu bedenken, dass der Nießbrauch mit dem Tod des Schen-

kers steuerneutral wegfällt, obwohl er zuvor die Schenkungsteuer

gemindert hat. Während des Nießbrauchs kann der Schenker mit den

zurückbehaltenen Mieten hingegen weiterhin seinen Lebensunterhalt

bestreiten. In Sachen Vermietung und Verpachtung ändert sich spür-

bar nichts. Da ein Immobiliendarlehen regelmäßig beim Schenker ver-

bleibt, können die Schuldzinsen auch weiterhin abgezogen werden.

Darüber hinaus gibt es auch keinerlei Begrenzung der Werbungskosten,

insbesondere kann auch die Abschreibung weiterhin geltend gemacht

werden. Was will man mehr?

Selbstverständlich kann es immer individuelle Gründe geben, warum

eine Immobilienübertragung gegen Vorbehaltsnießbrauch nicht der

beste Weg ist - in einer Vielzahl der Fälle ist sie es jedoch. Daher das

Fazit: Bloß nicht zu lange mit der Planung der vorweggenommenen

Erbfolge warten.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.07.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.07. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juli 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juli 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.07.2018.

Behinderten-Pauschbetrag: Bei Einzelveranlagung 
von Ehegatten auf Antrag hälftig abziehbar

Nach § 26a Absatz 2 Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) ist auf 

übereinstimmenden Antrag der Ehegatten der grundsätzlich einem 

Ehegatten zustehende Behinderten-Pauschbetrag (vgl. § 33b Absatz 1 

bis 3 EStG) bei der Einzelveranlagung der Ehegatten jeweils zur Hälfte 

abzuziehen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Der Kläger ist verheiratet und wurde 2014 antragsgemäß einzelveran-

lagt. Übereinstimmend mit seiner Ehefrau beantragte er in seiner Ein-

kommensteuerklärung für 2014, die Sonderausgaben, außergewöhn-

lichen Belastungen sowie die Steuerermäßigung für haushaltsnahe 

Beschäftigungsverhältnisse, Dienstleistungen und Handwerkerleistun-

gen gemäß § 26a Absatz 2 Satz 2 EStG in der im Streitjahr geltenden 

Fassung jeweils zur Hälfte aufzuteilen. Das beklagte Finanzamt ver-

sagte in dem den Kläger betreffenden Einkommensteuerbescheid für 

2014 den hälftigen Abzug des Behinderten-Pauschbetrags der Ehefrau 

des Klägers.

Das Finanzgericht (FG) gab der dagegen erhobenen Klage statt und 

setzte die Einkommensteuer des Klägers unter Berücksichtigung des 

hälftigen Behinderten-Pauschbetrags der Ehefrau fest. Die hiergegen 

gerichtete Revision hatte keinen Erfolg. Das FG habe zutreffend ent-

schieden, dass der im Streitjahr der Ehefrau des Klägers zustehende 

Behinderten-Pauschbetrag (vgl. § 33b Absätze 1 bis 3 EStG) aufgrund 

eines übereinstimmenden Antrags der Ehegatten gemäß § 26a Absatz 

2 Satz 2 EStG beim Kläger im Rahmen seiner Einzelveranlagung zur 

Hälfte abzuziehen war, so der BFH.

Gemäß § 26a Absatz 2 Sätze 1 und 2 EStG werden Sonderausgaben, 

außergewöhnliche Belastungen und die Steuerermäßigung nach § 35a 

EStG demjenigen Ehegatten zugerechnet, der die Aufwendungen wirt-

schaftlich getragen hat. Auf übereinstimmenden Antrag der Ehegatten 

werden sie jeweils zur Hälfte abgezogen.

Die vom Behinderten-Pauschbetrag erfassten Aufwendungen seien 

als außergewöhnliche Belastungen im Sinne des § 26a Absatz 2 Satz 1 

EStG anzusehen. § 33b Absatz 1 bis 3 EStG enthalte keine gegenüber § 

26a Absatz 2 Satz 2 EStG spezielle Aufteilungsregelung, so der BFH. Be-

reits aus dem Wortlaut „außergewöhnliche Belastungen“ folge – auch 

ohne einen Klammerverweis auf die §§ 33 bis 33b EStG – dass § 26a 

Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 EStG (auch) solche Aufwendungen erfasst, 

die über den Behinderten-Pauschbetrag im Sinne des § 33b Absatz 1 

EStG abgedeckt werden. Der Pauschbetrag für behinderungsbedingte 

Aufwendungen im Sinne des § 33b Absatz 1 EStG könne grundsätzlich 

auch nur „anstelle“ einer Steuerermäßigung nach § 33 EStG für au-

ßergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. Denn Sinn und 

Zweck der Pauschbetragsregelung sei es gerade, typisierend zu unter-

stellen, dass bestimmten Gruppen von behinderten Menschen gewisse 

außergewöhnliche Belastungen erwachsen.

Gegen diese Auslegung sprächen auch nicht der systematische Zu-

sammenhang zwischen § 26a Absatz 2 Satz 2 EStG und § 26a Absatz 

2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG sowie der in letzterer Vorschrift zum Aus-

druck gekommene Grundsatz der Individualbesteuerung. Denn soweit 

§ 26a Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG außergewöhnliche Belastungen 

demjenigen Ehegatten zurechne, „der die Aufwendungen wirtschaft-

lich getragen hat“, sei dies typisierend derjenige Ehegatte, dem der 

Behinderten-Pauschbetrag nach § 33b Absatz 1 bis 3 EStG zusteht. § 

26a Absatz 2 Satz 2 EStG regele hingegen gerade eine Ausnahme von 

dem Grundsatz der Individualbesteuerung. Die in dieser Ausnahme 

zum Ausdruck gekommene Wertung des Gesetzgebers, dem Selbst-
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bestimmungsrecht der Ehegatten auch bei der Zuordnung bestimm-

ter Aufwendungen in beschränktem Umfang Geltung zu verschaffen, 

rechtfertige auch eine abweichende Zuordnung des Pauschbetrags.

Auch § 33b Absatz 1 bis 3 EStG enthalte keine gegenüber § 26a Ab-

satz 2 Satz 2 EStG spezielle Regelung für die hälftige Aufteilung des ei-

nem Ehegatten zustehenden Behinderten-Pauschbetrags im Rahmen 

der Einzelveranlagung von Ehegatten, bekräftigt der BFH. Dieses Ver-

ständnis entspreche seiner bisherigen Rechtsprechung zu § 26a Absatz 

2 Satz 1 EStG in der bis Ende 2011 geltenden Fassung.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.12.2017, III R 2/17

Klageerhebung: Beim Finanzgericht nicht mit  
einfacher E-Mail

Eine Klage kann nicht wirksam mit einer einfachen E-Mail erhoben 

werden. Das gilt auch dann, wenn der E-Mail eine unterschriebene 

Klageschrift als Anhang beigefügt ist, wie das Finanzgericht (FG) Köln 

klarstellt.

Der Kläger hatte beim FG Köln per E-Mail ohne Verwendung einer qua-

lifizierten elektronischen Signatur Klage erhoben. Der E-Mail war im 

Anhang eine pdf-Datei beigefügt, die eine mit einer eingescannten Un-

terschrift des Klägers versehene Klageschrift enthielt. Im FG wurde die 

E-Mail nebst Anhang ausgedruckt und in den Geschäftsgang gegeben.

Das FG Köln hat die Klage mangels Formwirksamkeit als unzulässig 

abgewiesen. Die Anforderungen an eine „schriftliche“ Klageerhebung 

seien nicht erfüllt, wenn dem Gericht lediglich der Ausdruck einer Kla-

geschrift vorliege, die als pdf-Anhang mit einer einfachen elektroni-

schen Nachricht (E-Mail) übermittelt worden sei. Für elektronische 

Dokumente sei die Verwendung einer qualifizierten elektronischen 

Signatur gesetzlich vorgeschrieben. Zudem dürfe die Zulässigkeit einer 

Klageerhebung nicht davon abhängig gemacht werden, ob der E-Mail-

Anhang bei Gericht ausgedruckt werde oder nicht.

Der Kläger hat gegen das Urteil Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, 

die unter dem Aktenzeichen VI B 14/18 beim Bundesfinanzhof geführt 

wird.

FG Köln, Urteil vom 25.01.2018, 10 K 2732/17, nicht rechtskräftig

Stiftung von Todes wegen: Erst ab Erstellung  
der Satzung gemeinnützig

Das Finanzgericht (FG) Münster hat entschieden, dass eine Stiftung 

von Todes nicht bereits ab dem Todeszeitpunkt des Stifters, sondern 

erst ab der Erstellung der Satzung als gemeinnützig anzuerkennen ist.

Die Klägerin ist eine Stiftung, deren Stifter in seinem Testament ver-

fügt hatte, dass sein gesamtes Vermögen einer Stiftung für „ältere 

durch nicht selbst verschuldete Armut bedrückte deutsche Mitbürger“ 

zugutekommen sollte. Nach dem Tod des Stifters im November 2004 

wurde ein Nachlasspfleger bestellt. Anfang 2007 wurde die Satzung 

erstellt und die Klägerin als rechtsfähig anerkannt. In den Streitjahren 

2005 und 2006 erzielte das Stiftungsvermögen unter anderem Ver-

mietungseinnahmen und Zinserträge. Das Finanzamt unterwarf die 

Einkünfte der Körperschaftsteuer, da die Klägerin aufgrund nicht ord-

nungsgemäßer Buchführung nicht als gemeinnützig anerkannt werden 

könne. Die Klägerin war demgegenüber der Auffassung, dass sie erst 

ab der Anerkennung ihrer Rechtsfähigkeit als Stiftung steuerpflichtig 

sein könne.

Der FG Münster wies die Klage ab. Die Körperschaftsteuerpflicht der 

Klägerin beginne bereits mit dem Tod des Stifters. Zivilrechtlich sei ihr 

bereits ab diesem Zeitpunkt rückwirkend das Stiftungsvermögen ge-

mäß § 84 Bürgerliches Gesetzbuch zuzuordnen. Diese Fiktion sei auch 

für das Steuerrecht maßgeblich. Die Klägerin sei in den Streitjahren 

nicht als gemeinnützig anzuerkennen. Nach dem Stiftungszweck solle 

sie zwar mildtätige Zwecke verfolgen. Hierfür bedürfe es jedoch einer 

Satzung, die den steuerbegünstigten Zweck der Körperschaft festlegt. 

Eine solche Satzung habe vor 2007 jedoch nicht existiert. Ob diese 

Satzung ab 2007 die Voraussetzungen für eine Gemeinnützigkeit der 

Klägerin erfülle, könne dahinstehen, weil insoweit eine steuerliche 

Rückwirkung nicht in Betracht komme.

Die vom FG zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem 

Aktenzeichen V R 50/17 anhängig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 13.10.2017, 13 K 641/14 K
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Finanztransaktionssteuer: Kleinanleger  
sollen geschont werden

Im Zusammenhang mit der geplanten Einführung einer Finanztrans-

aktionssteuer will die Bundesregierung negative Auswirkungen auf 

Kleinanleger, auf die Realwirtschaft sowie auf Instrumente der Alters-

versorgung vermeiden. 

Auch Verlagerungen im Finanzsektor sollen vermieden werden, heißt 

es in der Antwort der Bundesregierung (19/2141) auf eine Kleine Anfra-

ge der FDP-Fraktion (19/1911). 

Nach Angaben der Regierung werden die Verhandlungen über die Ein-

führung der Steuer im EU-Finanzministerrat ECOFIN geführt sowie in 

der zuständigen Ratsarbeitsgruppe „Indirekte Steuern“ und der hoch-

rangigen Ratsarbeitsgruppe (Steuern) vorbereitet. Die amtierende 

bulgarische EU-Ratspräsidentschaft habe bisher keine Sitzungen der 

Ratsarbeitsgruppe „Indirekte Steuern“ festgelegt. Auch gebe es keine 

Einladung für ein Treffen der teilnehmenden Staaten auf Ministerebe-

ne. Eine Expertengruppe habe getagt, Zwischenergebnisse seien bei 

dem Treffen nicht festgehalten worden. 

Bundestag, hib-Meldung 331/2018 vom 24.05.2018

Wertpapierregelungen: Änderung geplant

Die Bundesregierung will eine Reihe von Wertpapierregelungen än-

dern. Sie hat dazu den Entwurf eines Gesetzes zur Ausübung von Opti-

onen der EU-Prospektverordnung und zur Anpassung weiterer Finanz-

marktgesetze (BT-Drs. 19/2435) vorgelegt.

So soll nicht für alle öffentlichen Angebote von Wertpapieren ein Pros-

pekt vorgelegt werden müssen. Bei öffentlichen Angeboten mit einem 

Gesamtgegenwert von 100.000 Euro, aber weniger als acht Millionen 

Euro, soll statt eines Prospekts ein dreiseitiges Wertpapier-Informati-

onsblatt vorgelegt werden müssen. Dieses soll potenziellen Anlegern 

als Informationsquelle für ihre Anlageentscheidung dienen und den 

Vergleich von verschiedenen Angeboten erleichtern, heißt es in der Be-

gründung des Gesetzentwurfs, in der genau beschrieben wird, wie die 

Wertpapier-Informationsblätter auszusehen haben. So soll „auf drei 

DIN-A-4-Seiten eine kurze, für den durchschnittlichen Anleger allge-

meinverständliche Information über die wesentlichen Merkmale und 

Risiken der Wertpapiere, des Anbieters, des Emittenten und etwaiger 

Garantiegeber sowie die Kosten der Wertpapiere erfolgen.

Das Wertpapier-Informationsblatt soll von der Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht überprüft und seine Veröffentlichung von 

ihr gestattet werden. In den Fällen, in denen kein Prospekt veröffent-

licht werden muss, sollen außerdem Einzelanlageschwellen zu beach-

ten sein, die für nicht qualifizierte Anleger gelten. „Sofern von einem 

nicht qualifizierten Anleger ein Betrag von über 1.000 Euro investiert 

werden soll, ist dies nur dann zulässig, wenn der nicht qualifizierte 

Anleger entweder über ein frei verfügbares Vermögen in Form von 

Bankguthaben und Finanzinstrumente von mindestens 100.000 Euro 

verfügt oder er maximal den zweifachen Betrag seines durchschnittli-

chen monatlichen Nettoeinkommens investiert. In jedem Fall ist die 

Einzelanlage auf 10.000 Euro begrenzt“, heißt es in der Begründung.

Wertpapierprospekte sollen künftig in englischer Sprache erstellt 

werden können. Damit will die Bundesregierung der fortschreitenden 

Internationalisierung der Kapitalmärkte und dem Ziel der Schaffung 

eines Binnenmarktes für Wertpapiere auf europäischer Ebene unter 

Berücksichtigung des Anlegerschutzes und der Markteffizienz Rech-

nung tragen. Die Möglichkeit, den Prospekt in englischer Sprache er-

stellen zu können, soll es inländischen Emittenten erleichtern, einen 

internationalen Anlegerkreis anzusprechen, umgekehrt soll Drittstaa-

tenemittenten der Zugang zum Finanzstandort Deutschland erleich-

tert werden. 

Deutscher Bundestag, PM vom 04.06.2018

Legen eines Hauswasseranschlusses durch  
Bauunternehmen: Ermäßigter Umsatzsteuersatz gilt

Das Legen eines Hauswasseranschlusses ist auch dann als „Lieferung 

von Wasser“ im Sinne des § 12 Absatz 2 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz 

(UStG) in Verbindung mit Nr. 34 der Anlage 2 zum UStG anzusehen, 

wenn diese Leistung nicht von dem Wasserversorgungsunternehmen 

erbracht wird, das das Wasser liefert. Dies stellt der Bundesfinanzhof 

(BFH) klar.

Geklagt hatte eine GmbH, die Tiefbauarbeiten ausführt und unter 

anderem Trinkwasseranschlüsse als Verbindungen vom öffentlichen 

Trinkwassernetz zum jeweiligen Gebäudebereich errichtet. Für die 
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Herstellung entsprechender Anschlüsse erteilte die Klägerin den 

Grundstückseigentümern beziehungsweise Bauherren Rechnungen 

unter Ausweis von Umsatzsteuer in Höhe von sieben Prozent, weil sie 

davon ausging, es handele sich bei diesen Leistungen um „Lieferungen 

von Wasser“ im Sinne des § 12 Absatz 2 Nr. 1 UStG in Verbindung mit 

Nr. 34 der Anlage 2 zum UStG.

Das beklagte Finanzamt stimmt dem nicht zu. Es handele sich um dem 

Regelsteuersatz unterliegende Leistungen, da es sich bei der Klägerin 

um ein Bauunternehmen handele. Für die Anwendung des ermäßigten 

Steuersatzes müsse die Erstellung des Hauswasseranschlusses und die 

Wasserbereitstellung durch ein und denselben Unternehmer erfolgen. 

Hieran fehle es vorliegend.

Die dagegen gerichtete Klage war in erster und zweiter Instanz er-

folgreich. Die Leistungen der Klägerin unterlägen dem ermäßigten 

Steuersatz, so der BFH. Der in § 12 Absatz 2 Nr. 1 UStG verwende-

te Begriff „Lieferungen von Wasser“ umfasse auch das Legen eines 

Hausanschlusses, das in der Verlegung einer Leitung besteht, die die 

Verbindung des Wasserverteilungsnetzes mit der Wasseranlage eines 

Grundstücks ermöglicht. Denn der Hausanschluss sei für die Wasser-

versorgung der Allgemeinheit unentbehrlich, weil ohne ihn dem Ei-

gentümer oder Bewohner des Grundstücks kein Wasser bereitgestellt 

werden könnte.

Die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes scheide nicht deshalb 

aus, weil die Klägerin kein Wasserversorgungsunternehmen ist. Soweit 

das Finanzamt seine abweichende Ansicht darauf stütze, dass die Fi-

nanzverwaltung nach wie vor anderer Auffassung als die Rechtspre-

chung sei, reiche eine derartige Verwaltungsanweisung zur Einschrän-

kung des Anwendungsbereichs der Steuerermäßigung nicht aus.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 07.02.2018, XI R 17/17

Einkommensteuerfestsetzung trotz Bestandskraft 
aufgrund nachgereichter denkmalbehördlicher  
Bescheinigung noch änderbar

Bestandskräftige Einkommensteuerfestsetzungen können noch zu-

gunsten der Steuerbürger geändert werden, wenn sie eine Bescheini-

gung der Denkmalschutzbehörde nachreichen. Verzögerungen bei der 

Denkmalbehörde dürften nicht zulasten der Steuerpflichtigen gehen, 

so das Finanzgericht (FG) Köln.

Die Kläger sind Eigentümer eines denkmalgeschützten Hauses, das sie 

selbst bewohnen. In den Jahren 2008 bis 2010 hatten sie Erhaltungs-

aufwand von insgesamt 29.000 Euro. Diese Kosten machten sie beim 

Finanzamt erst als Sonderausgaben für Baudenkmäler (§ 10f Einkom-

mensteuergesetz) steuermindernd geltend, nachdem sie in 2014 eine 

entsprechende Denkmalbescheinigung vom Amt für Denkmalschutz 

erhalten hatten.

Das beklagte Finanzamt lehnte eine Änderung der bisherigen Steuer-

festsetzungen ab, weil diese Veranlagungen endgültig durchgeführt 

und nach steuerrechtlichen Vorschriften nicht mehr änderbar seien. 

Insbesondere stelle die Bescheinigung der Denkmalbehörde keinen 

vollständigen Grundlagenbescheid dar, weil sie nur einige, aber nicht 

alle verbindlichen Regelungen zum Erhalt der Begünstigung enthalte.

Dies sah das FG anders und gab der Klage statt. Die Bescheinigung der 

Denkmalbehörde stelle einen Grundlagenbescheid dar, auch wenn sie 

nicht sämtliche Voraussetzungen der Steuerbegünstigung verbindlich 

regele. Deshalb sei das Finanzamt nach § 175 Absatz 1 Nr. 1 Abgaben-

ordnung nachträglich zur Änderung der Einkommensteuerbescheide 

verpflichtet. Hierfür spreche auch, dass Steuerpflichtige sonst um die 

Steuerbegünstigung für Baudenkmäler gebracht würden. Dass die Ver-

fahren bei den Denkmalbehörden erfahrungsgemäß lange Zeit in An-

spruch nehmen, dürfe nicht zulasten der Steuerbürger gehen.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 26.04.2018, 6 K 726/16
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

Körperschaftsteuerliche Verlustabzugsbeschränkung: 
Vorläufiger Rechtsschutz gewährt

Das Finanzgericht (FG) Hamburg hat mit Beschluss vom 29.08.2017 

(2 K 245/17) dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die Frage vor-

gelegt, ob § 8c Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) in der 

Fassung des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 (jetzt § 8c Ab-

satz 1 Satz 2 KStG) verfassungswidrig ist. Nach § 8c Satz 2 KStG alter 

Fassung entfällt der Verlustvortrag einer Kapitalgesellschaft vollstän-

dig, wenn innerhalb von fünf Jahren mehr als 50 Prozent der Anteile an 

der Gesellschaft übertragen werden. Im Anschluss daran hat das FG 

wegen jener Verfassungsfrage nunmehr auch vorläufigen Rechtsschutz 

gewährt. Es widerspricht damit der gegenwärtigen Verwaltungspraxis 

(vgl. Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 15.01.2018, BStBl 

I 2018, 2), wonach für eine Aussetzung der Vollziehung von Steuerbe-

scheiden, die auf Basis des § 8c Satz 2 (§ 8c Abs. 1 Satz 2) KStG ergan-

gen sind, kein Grund besteht.

Auch wenn ein Gericht von der Verfassungswidrigkeit einer Norm 

überzeugt ist und deshalb das BVerfG anruft, ist zwar nicht automa-

tisch auch die Vollziehung des angefochtenen Bescheides auszusetzen. 

Denn bis zur endgültigen Entscheidung ist offen, ob das BVerfG die 

Norm, derentwegen es angerufen wird, tatsächlich für nichtig erklärt, 

und wenn ja, mit welchen Folgen (lediglich mit Wirkung für die Zukunft 

oder aber rückwirkend). Weil ein formell verfassungsgemäß zustande 

gekommenes Gesetz zunächst grundsätzlich weiterhin anzuwenden 

ist, muss die Interessenlage des Steuerpflichtigen an der Gewährung 

vorläufigen Rechtsschutzes gegen das öffentliche, vornehmlich haus-

halterische Interesse abgewogen werden. 

Das FG Hamburg hat dem Interesse des Steuerpflichtigen an der Ge-

währung vorläufigen Rechtsschutzes hier den Vorrang eingeräumt. Im 

Rahmen der für die Aussetzungsentscheidung maßgeblichen summa-

rischen Prüfung sei eher zu erwarten, dass § 8c Absatz 1 Satz 2 KStG 

nicht nur für die Zukunft, sondern auch rückwirkend für nichtig erklärt 

werde. Es liege insoweit nicht anders als bezogen auf die Vorschrift des 

§ 8c Satz 1 (beziehungsweise Abs. 1 Satz 1) KStG, die bei Anteilsüber-

tragungen von mehr als 25 Prozent einen quotalen Verlustuntergang 

anordnet. Das BVerfG hat durch Beschluss vom 29.03.2017 (2 BvL 

6/11) entschieden, dass diese Rechtsfolge mit dem Grundgesetz un-

vereinbar ist und dass die festgestellte Unvereinbarkeit vorbehaltlich 

einer gesetzlichen Nachbesserung bis spätestens zum 31.12.2018 rück-

wirkend eintritt. Das Fiskalinteresse, das der Gesetzgeber seinerzeit bei 

Einführung von § 8c KStG mit einer jährlichen Haushaltswirkung von 

1,45 Milliarden Euro angegeben hatte, ändert in Anbetracht dessen an 

der Rückwirkung aus Sicht des FG Hamburg nichts.

Die Beschwerde an den Bundesfinanzhof wurde nicht zugelassen.

Finanzgericht Hamburg, Beschluss vom 11.04.2018, 2 V 20/18

Steuersystem: DIHK fordert investitions- 
freundlichere Gestaltung

In ihren länderspezifischen Empfehlungen rügt die EU-Kommission, 

dass Deutschland nach wie vor über kein sehr investitionsfreundli-

ches Steuersystem verfüge. Achim Dercks, stellvertretender Haupt-

geschäftsführer des Deutschen Industrie- und Handelskammertages 

(DIHK), sieht das ebenso.

Dercks: „Die EU-Kommission empfiehlt zu Recht, das deutsche Steu-

ersystem investitionsfreundlicher zu gestalten. Gerade in Zeiten von 

Rekordüberschüssen in seinen öffentlichen Haushalten hätte Deutsch-

land den Spielraum, ein solches Urteil zu vermeiden.

Die letzte umfassende Reform der Unternehmensbesteuerung mit 

Entlastungen für die Unternehmen liegt mittlerweile bereits zehn Jah-

re zurück. Die Steuerbelastung der deutschen Unternehmen liegt nach 

wie vor bei etwa 30 Prozent.

Andere Länder – vor allem die USA – senken die Steuerbelastung auf 

etwa 25 Prozent. Bessere Abschreibungsmöglichkeiten, bessere Mög-

lichkeiten, Verluste zu berücksichtigen, eine Streichung von Hinzurech-

nungen in der Gewerbesteuer sowie die Einführung einer steuerlichen 

Förderung von Forschung und Entwicklung sollten von der neuen Bun-

desregierung so schnell wie möglich in Angriff genommen werden.“

Deutscher Industrie- und Handelskammertag e.V., Presseinformation 

vom 23.5.2018
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Lohnsteuer-Außenprüfung und Lohnsteuer- 
Nachschau: Ergebnisse für das Kalenderjahr 2017

Nach den statistischen Aufzeichnungen der obersten Finanzbehörden 

der Länder haben die Lohnsteuer-Außenprüfungen im Kalenderjahr 

2017 zu einem Mehrergebnis von 945 Mio. Euro geführt. 

Von den insgesamt 2.549.817 Arbeitgebern wurden 100.188 Arbeit-

geber abschließend in 2017 geprüft. Es handelt sich hierbei sowohl 

um private Arbeitgeber als auch um öffentliche Verwaltungen und 

Betriebe. Im Kalenderjahr 2017 wurden durchschnittlich 2.032 Prüfer 

eingesetzt. Darüber hinaus haben sich 30 Lohnsteuerprüfer des Bun-

deszentralamts für Steuern im Rahmen der Prüfungsmitwirkung an 

Prüfungen der Landesfinanzbehörden beteiligt, von denen 152 im Jahr 

2017 abgeschlossen wurden.

Bundesministerium der Finanzen 23.5.2018

In Kleinbetrieben kann auch Krankheit  
ein Entlassungsgrund sein

In (Klein-)Betrieben, für die der gesetzliche Kündigungsschutz nicht 

gilt, wird nicht gegen den Grundsatz von Treu und Glauben verstoßen, 

wenn den Beschäftigten „krankheitsbedingt gekündigt“ wird. 

Dies bekam eine Arzthelferin zu spüren, die „wiederholt arbeitsunfähig 

krank“ war und deshalb entlassen wurde, ohne dass die in solchen Fäl-

len sonst übliche Prüfung vorgenommen wurde, ob das voraussichtlich 

auch für die Zukunft so zu erwarten wäre. Und ferner ohne Prüfung 

der „Sozialverträglichkeit“ mit Blick auf Kolleginnen und Kollegen in 

der Praxis. 

Hier hatte der Arbeitgeber sogar während einer Arbeitsunfähigkeit der 

Mitarbeiterin gekündigt, was vom Gericht als rechtens anerkannt wur-

de. Sie habe im Labor der Praxis gearbeitet, war bei häufigerem Fehlen 

Probleme bereitet hätte.

LAG Rheinland-Pfalz, 1 Sa 89/16 vom 26.08.2016

Vorsteuerabzug: BFH erleichtert Inanspruchnahme

Beim Vorsteuerabzug aus Rechnungen kann sich die erforderliche An-

gabe des Leistungszeitpunkts aus dem Ausstellungsdatum der Rech-

nung ergeben, wenn davon auszugehen ist, dass die Leistung im Monat 

der Rechnungsausstellung bewirkt wurde. Dies hat der Bundesfinanz-

hof (BFH) zur Rechnungserteilung über die Lieferung von Pkws ent-

schieden.

Im Streitfall hatte die Klägerin den Vorsteuerabzug aus an sie ausge-

führten Pkw-Lieferungen in Anspruch genommen. Allerdings enthiel-

ten die ihr hierfür erteilten Rechnungen weder Angaben zur Steuer-

nummer des Lieferanten noch zum Lieferzeitpunkt. Die Rechnungen 

wurden später um die Angabe der Steuernummer, nicht aber auch um 

die Angabe der Lieferzeitpunkte ergänzt. Das Finanzamt versagte den 

Vorsteuerabzug aus den Pkw-Lieferungen. Demgegenüber hatte die 

Klage zum Finanzgericht Erfolg.

Umsatzsteuerrechtlich verlangt § 14 Absatz 4 Satz 1 Nr. 6 des Um-

satzsteuergesetzes für eine Rechnung die Angabe des Zeitpunkts der 

Lieferung oder der sonstigen Leistung. Nach § 31 Absatz 4 der Um-

satzsteuerdurchführungsverordnung (UStDV) kann als Zeitpunkt der 

Lieferung oder sonstigen Leistung der Kalendermonat angegeben wer-

den, in dem die Leistung ausgeführt wird.

In seinem Urteil legt der BFH § 31 Absatz 4 UStDV zugunsten der zum 

Vorsteuerabzug berechtigten Unternehmer sehr weitgehend aus. Da-

nach kann sich die Angabe des Kalendermonats als Leistungszeitpunkt 

aus dem Ausstellungsdatum der Rechnung ergeben, wenn nach den 

Verhältnissen des Einzelfalls davon auszugehen ist, dass die Leistung 

in dem Monat bewirkt wurde, in dem die Rechnung ausgestellt wurde. 

Dies bejahte der BFH für den Streitfall. Mit den Rechnungen sei über 

jeweils einmalige Liefervorgänge mit Pkws abgerechnet worden, die 

branchenüblich mit oder im unmittelbaren Zusammenhang mit der 

Rechnungserteilung ausgeführt worden seien. Damit folge aus dem 

Ausstellungsdatum der Rechnung, dass die jeweilige Lieferung im Ka-

lendermonat der Rechnungserteilung ausgeführt wurde. Die Angabe 

des Ausstellungsdatums der Rechnung sei als Angabe im Sinne des § 

31 Absatz 4 UStDV anzusehen.
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Der BFH begründete seine Entscheidung damit, dass sich die Steuer-

verwaltung nicht auf die bloße Prüfung der Rechnung beschränken 

dürfe, sondern auch die vom Steuerpflichtigen beigebrachten zusätz-

lichen Informationen zu berücksichtigen habe. Demgegenüber hatte 

der BFH in der Vergangenheit aufgrund einer eher formalen Betrach-

tungsweise bisweilen sehr strenge Anforderungen an die Rechnungs-

angabe des Leistungszeitpunkts gestellt.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 01.03.2018, V R 18/17

Amtlicher Sachbezugswert und Gestaltungs- 
möglichkeit: Mahlzeitenzuschüsse und Home-Office

Wenn Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern Essenszuschüsse zum Beispiel 

für den Erwerb des arbeitstäglichen Mittagessens außerhalb des Be-

triebs gewähren, so stellt sich die Frage nach der lohnsteuerlichen Be-

handlung der Zuschüsse. 

Wie der Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt mit-

teilt, hatte die Finanzverwaltung bereits 2016 zur lohnsteuerlichen 

Behandlung so genannter Essenszuschüsse näher Stellung genommen. 

So könnten nach einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 

24.02.2016 Essenszuschüsse mit dem amtlichen Sachbezugswert 

bewertet werden. Hierbei müsse allerdings sichergestellt sein, dass 

tatsächlich eine Mahlzeit durch den Arbeitnehmer erworben wird, für 

jede Mahlzeit lediglich ein Zuschuss arbeitstäglich (insbesondere ohne 

Krankheitstage, Urlaubstage) beansprucht werden kann, der Zuschuss 

den amtlichen Sachbezugswert einer Mittagsmahlzeit um nicht mehr 

als 3,10 Euro übersteigt, der Zuschuss den tatsächlichen Preis der 

Mahlzeit nicht übersteigt und der Zuschuss nicht von Arbeitnehmern 

beansprucht werden kann, die eine Auswärtstätigkeit ausüben, bei der 

die ersten drei Monate noch nicht abgelaufen sind.

Damit bestehe innerhalb der vorgenannten Grenzen die Möglichkeit, 

den niedrigen amtlichen Sachbezugswert für den jeweiligen höheren 

zweckgebundenen Barzuschuss selbst dann lohnsteuerlich anzuset-

zen, wenn keine vertragliche Beziehung zwischen dem Arbeitgeber und 

dem Unternehmen, das die bezuschusste Mahlzeit abgibt, besteht, so 

der Steuerberaterverband. 

Er führt folgendes Beispiel an: Vor dem Betrieb des in München an-

sässigen Unternehmens erscheint täglich ein so genannter Foodtruck. 

Der Arbeitgeber zahlt an den ganztags beschäftigten Arbeitnehmer 

einen Geldzuschuss für den Erwerb eines Mittagessens von maximal 

6,33 Euro (2018). Dem Arbeitgeber liegt ein Nachweis vor, dass die 

bezuschussten Mittagessen jeweils (mindestens) 6,33 Euro gekostet 

haben.

Auch die zweckgebundene Geldzuwendung werde von der Finanzver-

waltung als Sachlohn behandelt, der mit dem amtlichen Sachbezugs-

wert zu bewerten sei (3,23 Euro), so der Steuerberaterverband. Vor-

aussetzung sei, dass der jeweilige Zuschuss nicht 3,10 Euro über den 

jeweiligen amtlichen Sachbezugswert hinausgeht. Der Betrag von 6,33 

Euro sei im vorliegenden Sachverhalt eingehalten. Der über 3,23 Euro 

hinausgehende Betrag bleibe lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei.

Der mit dem amtlichen Sachbezugswert bewertete geldwerte Vorteil 

könne nach Maßgabe von § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuer-

gesetz mit 25 Prozent pauschal versteuert abgerechnet werden. Diese 

Gestaltungsmöglichkeit könnte im Wege der Entgeltumwandlung er-

wogen werden. Alternativ könne diese auch bei künftigen Gehaltsver-

handlungen eingesetzt werden. Laut Steuerberaterverband ist sie wir-

kungsvoll, sofern der Arbeitnehmer bislang das Mittagessen aus dem 

eigenen Netto finanziert.

Durch den Ansatz der zweckgebundenen Geldzahlung mit dem amtli-

chen Sachbezugswert werde die 44-Euro-Freigrenze nicht verbraucht. 

Die Finanzverwaltung lasse die Anwendung der oben genannten 

Grundsätze selbst dann zu, wenn die arbeitstäglichen Mahlzeitenzu-

schüsse an Mitarbeiter gezahlt werden, die ihre Tätigkeit ausschließlich 

oder gelegentlich in einem Home-Office verrichten.

Arbeitstägliche Essenszuschüsse zu den Mahlzeiten im Betrieb an 

Arbeitnehmer, die nicht mehr als sechs Stunden täglich arbeiten, 

könnten nach den oben genannten Grundsätzen ebenfalls mit dem 

amtlichen Sachbezugswert angesetzt werden. Dies gilt laut Steuerbe-

raterverband selbst dann, wenn die betriebliche Arbeitszeitregelung 

keine entsprechende Ruhepause vorsieht.

Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt, PM vom 

20.03.2018
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Junge Mütter müssen ihre Elternzeit nicht  
schon zu Beginn „minutiös“ festlegen

Junge Mütter, die die bis zu 3jährige Elternzeit in Anspruch nehmen 

wollen, müssen den Zeitraum dafür nicht schon zu Beginn bis ins Ein-

zelne festlegen. 

Entschließen sie sich zum Beispiel nach zwei Jahren, bei ihrem Arbeit-

geber für den Rest der Elternzeit in Teilzeit arbeiten zu wollen, so darf 

der Chef dies nicht ausnahmslos mit der Begründung verweigern, er 

habe bereits für die vollen drei Jahre zu erwartender Elternzeit eine Er-

satzkraft eingestellt. Hat die Mitarbeiterin nämlich schon zu Beginn 

der Elternzeit diese Möglichkeit mit dem Antrag angesprochen (aber 

nicht verlangt), so hätte er bei der Einstellung der weiteren Beschäf-

tigten bereits eine entsprechende Möglichkeit einer Arbeitszeitverkür-

zung mit dieser – wenn auch lose – vereinbaren können. 

ArG Köln, 11 Ca 7300/17 vom 15.03.2018

Online-Versand darf Konto im EU-Ausland nicht 
ablehnen

Der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) hat erfolgreich gegen 

die Diskriminierung von Auslandskonten geklagt. Die Hintergründe er-

läutert der Verband in einer aktuellen Pressemitteilung:

Bietet ein Online-Versand Kunden mit Wohnsitz in Deutschland die 

Zahlung per Lastschrift an, darf er den Einzug von einem Konto im 

EU-Ausland nicht ablehnen. Das hat das Oberlandesgericht Karlsruhe 

nach einer Klage des Verbraucherzentrale Bundesverbands (vzbv) ge-

gen den Versandhändler Pearl entschieden.

„Versandhändler dürfen Verbraucherinnen und Verbrauchern nicht 

vorschreiben, in welchem Land der Europäischen Union sie ihr Kon-

to zu führen haben“, sagt Jana Brockfeld, Rechtsreferentin vom vzbv. 

„Sie müssen es akzeptieren, wenn der Kunde ein EU-Auslandskonto 

für Zahlungen nutzen will.“ Auslandskonten unterhalten zum Beispiel 

viele Grenzpendler, die in Deutschland wohnen, aber im Nachbarland 

arbeiten.

Ein Kunde hatte auf der Internetseite des Versandhändlers vergeblich 

versucht, per Lastschrift von seinem Konto in Luxemburg zu zahlen. 

Schon bei der Eingabe der Kontonummer erschien eine Fehlermel-

dung. Auf Nachfrage erklärte der Kundenservice: „Bei Kunden, deren 

Wohnsitz in Deutschland ist, ist es uns leider nicht möglich, von einem 

ausländischen Bankkonto abzubuchen.“

Das OLG Karlsruhe schloss sich der Auffassung des vzbv an, dass die 

Pearl GmbH damit gegen die SEPA-Verordnung der Europäischen Uni-

on verstieß. Nach Artikel 9 Abs. 2 der Verordnung dürfen Zahlungs-

empfänger nicht vorgeben, in welchem Land der EU das Konto zu füh-

ren ist, von dem die Zahlungen erfolgen sollen. Damit bestätigte das 

Berufungsgericht die Auffassung des Landgerichts Freiburg.

Das Unternehmen hatte vor Gericht vor allem die Klagebefugnis des 

vzbv bestritten. Ziel der SEPA-Verordnung sei nicht der Verbraucher-

schutz, sondern die Schaffung eines integrierten Marktes für grenz-

überschreitende elektronische Zahlungen in Euro. Dieser Sichtweise 

folgte das Gericht nicht. Die Verordnung habe das Ziel, den Zahlungs-

verkehr innerhalb der EU zu erleichtern. Dies diene unmittelbar auch 

dem Verbraucherschutz.

„Das Gericht hat damit unsere Klagebefugnis bei derartigen Verstößen 

gegen die SEPA-Verordnung ausdrücklich anerkannt“, erläutert Jana 

Brockfeld vom vzbv. „Das ist wichtig, weil es Verbraucherinnen und 

Verbrauchern nicht zumutbar ist, wegen einer abgelehnten Zahlung 

vor Gericht zu ziehen.“

Wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtsfrage hat das OLG Karls-

ruhe die Revision zum Bundesgerichtshof zugelassen.

Vzbv, Mitteilung vom 23.5.2018 zu Urteil des OLG Karlsruhe vom 

20.04.2018, Az. 4 U 120/17, nicht rechtskräftig


